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IV B 4 - 11 929/60 


Bonn, den 16. Juli 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ausfuhr von Möbeln nadi Frankreidi 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1991 — 


Ich beantworte die Kleine Anfrage wie folgt : 

Zu 1. 

Von dem Erlaß der französischen Regierung Nr. 24377 vom 
24. Februar 1960 betreffend Bruttohandelsspanne für einge- 
führte Möbel hat die Bundesregierung mit Bericht der Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland in Paris vom 11. März 
1960 Kenntnis erhalten. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung hat sofort die deutsche Botschaft in 
Paris telefonisch angewiesen, bei der französischen Regierung 
zu intervenieren und insbesondere auf die Diskriminierung 
hinzuweisen, die darin zu erblicken ist, daß eingeführte 
Möbel in Frankreich anders behandelt werden als Möbel 
französischer Fertigung. Da etwa 90 v. H. der französischen 
Möbeleinfuhren aus der Bundesrepublik kommen, sind die 
deutschen Möbelexporteure von den französischen Maßnahmen 
besonders betroffen. Die Bundesregierung hat zunächst auf 
bilateralem Wege versucht, von der französischen Regierung 
die Beseitigung der Diskriminierung zu erreichen. Nach voll- 
ständiger Klärung des Sachverhalts erhob sie deshalb mit 
einer Note vom 27. April 1960 Protest gegen den Erlaß der 
französischen Regierung. Die sich hieran ansdiließenden münd- 
lichen Verhandlungen mit den zuständigen französischen 
Ministerien am 6. Mai 1960 und 10, Juni 1960 — letztere in 
Gegenwart eines Sachverständigen der deutschen Möbelindu- 
strie — haben nicht zu dem erhofften Erfolg geführt Die fran- 
zösische Regierung hat sich nicht bereit gefunden, ihren Erlaß 
zu ändern oder aufzuheben, um die Diskriminierung bei der 
Einfulir ausländischer Möbel zu beseitigen. 
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Zu 3. und 4. 

Die Bundesregierung hat erhebliche Bedenken, ob die franzö- 
sischen Maßnahmen mit den Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft vereinbar 
sind. Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
hat im Rahmen ihrer allgemeinen Aufgaben, für die ordnungs- 
gemäße Anwendung der Bestimmungen des Vertrages Sorge 
zu tragen, eine Überprüfung der Maßnahmen eingeleitet. Die 
Bundesregierung hat, nachdem die bilateralen Verhandlungen 
ohne Erfolg geblieben waren, die Kommission gebeten, ihre 
Vorstellungen bei der französischen Regierung zu verstärken, 
damit der Erlaß aufgehoben wird. 

In Vertretung 

Westridc 
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